

[image: Cover]


    
      Inhalt

      
        	
          Impressum
        

        	
          Epigraph
        

        	
          Prolog
        

        	
          Abschnitt I
        

        	
          Abschnitt II
        

        	
          Abschnitt III
        

      

    
    
      Seitenliste

      
        	
          1
        

        	
          2
        

        	
          3
        

        	
          4
        

        	
          5
        

        	
          6
        

        	
          7
        

        	
          8
        

        	
          9
        

        	
          10
        

        	
          11
        

        	
          12
        

        	
          13
        

        	
          14
        

        	
          15
        

        	
          16
        

        	
          17
        

        	
          18
        

        	
          19
        

        	
          20
        

        	
          21
        

        	
          22
        

        	
          23
        

        	
          24
        

        	
          25
        

        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

    
    
      Navigationspunkte

      
        	
          Cover
        

      

    
  
    

    
      Impressum

      
        Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek: 
      

      
        Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie. 
      

      
        Detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über http://www.d-nb.de abrufbar.
      

      
        Alle Rechte der Verbreitung, auch durch Film, Funk und Fern­sehen, fotomechanische Wiedergabe, Tonträger, elektronische Datenträger 
        und ­auszugsweisen Nachdruck, sind vorbehalten.
      

      
        © 2026 novum publishing gmbh
      

      
        Rathausgasse 73, A-7311 Neckenmarkt
      

      
        office@novumverlag.com
      

      
        ISBN Printausgabe: 
        978-3-7116-1803-0
      

      
        ISBN e-book: 
        978-3-7116-1804-7
      

      
        Lektorat: 
        ovum Verlag
      

      
        Umschlagfoto: Hermann Winkler
      

      
        Umschlaggestaltung, Layout & Satz: novum publishing gmbh
      

      
        www.novumverlag.com
      

    

  
    

    
      Epigraph

      Der Grundsatz impera et divide – „herrsche und spalte“ – war seit der römischen Antike ein Werkzeug der Machterhaltung: Herrscher sicherten ihre Position, indem sie Abhängigkeiten schufen und Rivalitäten nährten. In diesem Sinn verkörperte Christian Pilnacek einen modernen Machtmenschen, der Kontrolle durch Spaltung und Loyalität ausübte. Seine Strategie folgte weniger den Regeln institutioneller Ordnung als der alten Kunst, Herrschaft durch Einfluss, Furcht und Nähe zu sichern.

    

  
    
      

      Prolog

      Mitternacht im Wiener Palais Trautson, dem Sitz des Justizministeriums. In den prunkvollen, doch menschenleeren Gängen ist es unheimlich still. Nur aus einem Sitzungssaal im dritten Stock fällt ein schmaler Lichtstreif auf den polierten Parkettboden. Hinter einer schweren Doppeltür sind zu dieser späten Stunde ein paar Gestalten zu einer Krisensitzung versammelt. Die Luft im Raum steht, schwer vom säuerlichen Geruch nach Schweiß und dem bitteren Duft längst erkalteten Kaffees – niemand hat seit Stunden gelüftet.

      Am Kopfende des langen Konferenztisches sitzt ein Mann besten Alters mit regungslosem, kantigem Gesicht. Noch vor Kurzem galt er als der mächtigste Beamte im Justizministerium, als graue Eminenz der Strafverfolgung. Er ist es gewohnt, in diesem Haus die Fäden zu ziehen. Jetzt aber trommelt seine rechte Hand unruhig auf einer braunen Aktentasche vor ihm. Darin steckt ein Dossier – lose Blätter, Aktennotizen, vertrauliche E-Mails. Informationen, die niemals für fremde Augen bestimmt waren. Informationen, die – sollten sie ans Licht kommen – Karrieren und ganze Machtgefüge in ihren Grundfesten erschüttern könnten.

      Gegenüber, im Halbdunkel, lehnt ein hochrangiger Oberstaatsanwalt auf seinem Stuhl. Die Krawatte gelockert, das Gesicht fahl, presst er die Lippen aufeinander. Sein Blick huscht immer wieder zum Sektionschef am Tischende, als erwarte er ein Zeichen. Daneben blättert ein dritter Mann – der Pressesprecher des Hauses – fahrig durch einige bedruckte Seiten. Es ist der Entwurf einer Stellungnahme für den nächsten Morgen. Draußen wird die Nachricht von der nächtlichen Hausdurchsuchung bei einem Regierungsmitglied einschlagen wie eine Bombe. Man hat nur noch wenige Stunden, um die öffentliche Wahrnehmung zu beeinflussen, bevor die Gerüchte hochkochen.

      „Wenn das morgen rauskommt, sind wir erledigt“, murmelt der Oberstaatsanwalt schließlich in die Stille hinein. Es klingt wie ein Eingeständnis und eine Warnung zugleich.

      „Es kommt nicht raus“, entgegnet der Sektionschef leise, mit unbewegter, versteinerter Miene. Seine Stimme schneidet durch den Raum, kalt und bestimmt. Für einen Moment wagt niemand zu atmen. In dieser Stille liegen Macht, Einflussnahme und das allgegenwärtige Schweigen, das alle Anwesenden eint. Jeder hier weiß: Es darf nicht hinauskommen. Nicht das wahre Ausmaß der Affäre, nicht ihre eigenen Verstrickungen.

      Lange Minuten redet niemand ein Wort. Nur das leise Summen der Neonlampe über ihnen und das Ticken der alten Wanduhr füllen den Raum. Schließlich räuspert sich der Pressesprecher: „Wir könnten betonen, dass die Ermittlungen voreilig und überzogen waren … dass es keinen hinreichenden Anfangsverdacht gab.“ Er versucht, sachlich zu klingen, doch ein Zittern in seiner Stimme verrät die Nervosität. Er legt das Papier mit dem Entwurf in die Mitte des Tisches. Oben prangt bereits die Überschrift, die morgen in aller Früh verbreitet werden soll – eine beschwichtigende Pressemitteilung, sorgfältig formuliert, um den drohenden Sturm zu dämpfen.

      Der Sektionschef zieht die Aktenmappe auf seinem Schoß ein Stück näher heran. „Die Offensive also“, sagt er knapp und nickt kaum merklich. Es ist beschlossen: Man wird den Spieß umdrehen und stattdessen die Rolle der Korruptionsermittler in Frage stellen. Zweifel säen, ob die Korruptionsjäger vielleicht über das Ziel hinausgeschossen haben, politisch motiviert handeln. Es wäre nicht das erste Mal, dass nach diesem Drehbuch verfahren wird. Seit Jahren folgt man in solchen Momenten demselben Muster: Wenn unbequeme Wahrheiten aufzufliegen drohen, stellt man den Boten ins Zwielicht. Einflussnahme im Verborgenen, gegenseitige Deckung und öffentliches Schweigen – nach diesen ungeschriebenen Gesetzen funktioniert das Spiel der Macht hinter den Kulissen der Zweiten Republik.

      Während drinnen weiter mit gedämpften Stimmen beraten wird, liegt draußen Wien in tiefer Winternacht. Die Stadt schläft und ahnt nichts von dem Drama, das sich in diesen Minuten hinter den Ministeriumsmauern abspielt. Kaum jemand würde glauben, dass hier, in einem ehrwürdigen Palais, die Weichen für den Umgang mit einem politischen Skandal gestellt werden. Dass hier ein paar Männer – unbeobachtet und unbehelligt – entscheiden, was das Land am nächsten Tag erfahren wird und was nicht.

      Noch deckt die Nacht ihre Machenschaften zu. Doch längst ziehen feine Risse durch das Fundament dieser vertraulichen Ordnung. Zu vieles ist in den vergangenen Monaten ans Licht gedrungen: abgehörte Telefonate, brisante Chats, durchgestochene Akten. Zu viele Zufälle, die keine waren, haben sich zu einem Muster gefügt. Das System aus Macht und Einfluss gerät ins Wanken – und die Wahrheit drängt unaufhaltsam an die Oberfläche.

      In jener gespenstischen Stunde kurz vor der Dämmerung, als die Stimmen im Saal zu bloßem Flüstern verhallt sind, scheint es, als hielte die Zeit den Atem an. Dies ist der Blick hinter den Vorhang, den es so noch nie gegeben hat. Was Sie, liebe Leserinnen und Leser, nun in Händen halten, ist mehr als nur die Schilderung eines Falles. Es ist ein Schlüssel zu einem verborgenen Raum – ein erster Einblick in jenes Geflecht aus Loyalitäten, Abhängigkeiten und Geheimnissen, das jahrzehntelang das Innenleben dieser Republik bestimmt hat. Zum ersten Mal fügen sich all die verstreuten Puzzleteile zu einem Gesamtbild zusammen – und es ist gleichermaßen erschütternd wie erhellend.

      In dieser Nacht im Justizministerium verdichtet sich all das Ungesagte, das Österreichs Zweite Republik so lange geprägt hat. Es ist der Auftakt zu einer Geschichte, die wahr ist und doch kaum zu fassen. Eine Geschichte von Macht und Ohnmacht, von Intrigen und stillen Abmachungen. Ein Dossier, das nie für die Öffentlichkeit bestimmt war. Bis jetzt.

    

  
    
      

      Abschnitt I

      Allgemeiner Teil

      

      Einleitung

      
        Chronologie (2017–2021)
      

      2017: Im Frühjahr 2017 begann der Aufstieg von Sebastian Kurz an die Spitze der ÖVP, verbunden mit einem erhöhten Finanzbedarf für den bevorstehenden Nationalratswahlkampf. In diesem Kontext suchte Mag. Harald Neumann (Vorstandsvorsitzender der Novomatic AG) am 12. Juli 2017 via Gernot Blümel einen Termin bei Kurz und bot eine größere Parteispende an. Blümel – damals enger Kurz-Vertrauter – leitete die Bitte umgehend an Thomas Schmid (Generalsekretär im Finanzministerium) weiter. Kurz darauf kam es zu Gesprächen zwischen Neumann, Schmid und Blümel über eine mögliche finanzielle Unterstützung und ein Anliegen von Novomatic (eine drohende Steuerschuld in Italien). Dieses Angebot wird später als mutmaßliche Bestechung gewertet, da Neumann und Blümel verdächtigt wurden, einen Vorteil (Parteispende) gegen politisches Entgegenkommen zu vereinbaren.

      2018: Christian Pilnacek, seit 2010 Leiter der Strafrechtssektion im Justizministerium, wurde im Februar 2018 zusätzlich Generalsekretär des Justizressorts und damit oberster Beamter unter Justizminister Josef Moser. In dieser Rolle fungierte er als Scharnier zwischen Justiz und Politik (insbesondere zur ÖVP) und übte die Fachaufsicht über heikle Ermittlungen aus. 2018 geriet die Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft (WKStA) erstmals mit Pilnacek aneinander – etwa im BVT-Abschlussbericht wurde seine interne Kritik an Vorgehensweisen publik, was Spannungen zwischen WKStA und dem Ministerium andeutete. (Die BVT-Affäre um die Hausdurchsuchung beim Verfassungsschutz Anfang 2018 war zwar formal getrennt, offenbarte jedoch bereits Pilnaceks Einfluss: Er monierte intern die WKStA und drängte auf Zurückhaltung, was später als möglicher Missbrauch interpretiert wurde).

      

      2019: Durch das Ibiza-Video vom Mai 2019 geriet die FPÖ in einen Korruptionsskandal, der indirekt auch die ÖVP tangierte. Pilnacek behielt als Sektionschef erheblichen Einfluss. Am 20. Mai 2019 – drei Tage nach Veröffentlichung des Ibiza-Videos – bat Pilnacek den Kabinettschef Mag. Clemens-Wolfgang Niedrist, eine vertrauliche Kurz-Information für den Bundespräsidenten um einen neuen Umstand zu ergänzen. Dabei ging es um ein Vorhaben der Oberstaatsanwaltschaft Linz in einem Pilnacek nahestehenden Verfahren, was auf Pilnaceks Bemühen hindeutet, politisch brisante Entwicklungen an höchster Stelle zu steuern. Im August 2019 startete die WKStA das CASAG-Ermittlungsverfahren (Casino-Austria/Novomatic-Komplex) gegen beschuldigte ÖVP- und FPÖ-Politiker (darunter HC Strache, Johann Gudenus sowie Finanzministeriumsbeteiligte). Am 12. August 2019 fand eine Hausdurchsuchung bei Novomatic-Manager Harald Neumann statt – diese wurde jedoch offenbar im Vorfeld verraten. Sowohl Ex-Finanzminister Hartwig Löger (ÖVP) als auch ÖBAG-Chef Thomas Schmid erhielten vorab Warnungen. Telefondaten belegen, dass Sebastian Kurz und Löger genau zum Zeitpunkt der vertraulichen Berichterstattung an die Oberstaatsanwaltschaft (OStA) Wien telefonischen Kontakt hatten. Die WKStA hegte daher früh den Verdacht eines Informationslecks im Justizapparat. Johann Fuchs – Leiter der OStA Wien – war als Empfänger der WKStA-Berichte in der Verantwortung, Verschlussinformationen geheim zu halten. Tatsächlich hatte Fuchs der WKStA vorab „penibelste“ Einhaltung der Geheimhaltung zugesichert. Dennoch wurde das Neumann-Verfahren unterminiert; dieser Vorfall bildet den ersten dokumentierten Geheimnisverrat im Pilnacek-Umfeld. Im Herbst 2019 wurden weitere Unstimmigkeiten offenbar (u. a. mögliche Zurückhaltung von Beweismitteln gegenüber dem Ibiza-Untersuchungsausschuss, was Pilnacek und Fuchs später vorgeworfen wurde).

      2020: Anfang 2020 wurde durch die neue ÖVP-Grünen-Regierung Alma Zadić Justizministerin. Sie entzog Pilnacek faktisch die Macht, indem sie im Mai 2020 die Strafrechtssektion teilte – Pilnacek blieb nur die Sektion für Gesetzgebung. Trotzdem blieb er in der Fallsteuerung aktiv. Im Januar 2020 wurde bekannt, dass Pilnacek an einem Treffen mit Beschuldigten der CASAG-Affäre teilgenommen hatte (u. a. Thomas Schmid), ohne die WKStA einzubinden – dies löste scharfe Kritik aus. Pilnacek versuchte offenbar, Schmid zu einer Kooperation bzw. Kronzeugenregelung zu bewegen, was von der WKStA als unzulässige Paralleljustiz gewertet wurde. Im Juli 2020 geriet Pilnacek erneut ins Zwielicht, als interne E-Mails der WKStA zum „Ibiza“-Akt (Shredder-Akte) in Medien auftauchten; Fuchs reagierte mit Erlässen, während Pilnacek die WKStA öffentlich rügte. Im Dezember 2020 schließlich soll Fuchs einen Verschlussakt (Entwurf einer Anzeige der WKStA gegen eine Journalistin) an Pilnacek weitergegeben haben. Pilnacek informierte daraufhin eine befreundete Kurier-Redakteurin darüber – allerdings mit der Aufforderung, dies nicht zu publizieren, „weil dann klar sei, wer geleakt hat“. Diese Chatnachrichten belegen, dass Pilnacek aktiv an selektiver Informationsweitergabe beteiligt war, um sein Netzwerk zu schützen.

      2021: Das Jahr 2021 markierte den Höhepunkt der Affäre. Am 11. Februar 2021 führte die WKStA eine vielbeachtete Hausdurchsuchung bei Finanzminister Gernot Blümel (ÖVP) durch. Ursprünglich war die Durchsuchung später geplant, musste aber vorverlegt werden, weil Blümels Beschuldigtenstatus kurz zuvor öffentlich bekannt geworden war. Bereits am 9. Februar hatte WKStA-Leiterin Mag. Vrabl-Sanda Johann Fuchs telefonisch bestätigt, dass Blümel Beschuldigter ist, nachdem Medien Gerüchte verbreitet hatten. In diesem Telefonat wurde auch die geplante Hausdurchsuchung bei Blümel offengelegt. Kurz nach der Razzia beschlagnahmte das Bundesamt für Korruptionsbekämpfung Pilnaceks Diensthandy. Der befürchtete Verdacht bestätigte sich: Auf Pilnaceks Handy fanden sich zahlreiche abfotografierte Aktenstücke aus dem Verschlussakt CASAG, darunter der WKStA-Infobericht vom 10. Februar 2021 über die bevorstehende Blümel-Hausdurchsuchung. Ein Staatsanwalt bemerkte intern, viele dieser Fotos dürften von Fuchs stammen. Zudem entdeckte man einen Chat vom 25. Februar 2021, in dem Fuchs Pilnacek eine OLG-Entscheidung übermittelte – auch dies ein nicht erlaubtes Weitergeben amtlicher Informationen. Die Staatsanwaltschaft Innsbruck übernahm die Ermittlungen gegen Fuchs (und mittelbar gegen Pilnacek) wegen Verletzung des Amtsgeheimnisses (§ 310 StGB) und stellte am 16. März 2021 ein formelles Amtshilfeersuchen an die WKStA. Pilnacek wurde umgehend (Februar 2021) vom Dienst suspendiert. Trotzdem versuchte er im Hintergrund, weiter Einfluss zu nehmen: So wurde bekannt, dass er während seiner Suspendierung sogar parlamentarische Anfragen der ÖVP an Ministerin Zadić mitformulierte. Im August 2021 erhob die StA Wien Anklage gegen Pilnacek wegen des Blümel-Leaks; Ende 2021 erfolgte jedoch ein Freispruch in erster Instanz, da kein Nachweis einer vorsätzlichen Geheimnisverletzung erbracht werden konnte. Die Suspendierung blieb indes aufrecht.

      2022: Am 10. August 2022 verurteilte das Landesgericht Innsbruck Johann Fuchs erstinstanzlich zu 72.000 € Geldstrafe. Das Gericht befand ihn schuldig, Ende 2020 den WKStA-Verschlussakt (Anzeige gegen die Presse-Redakteurin) an Pilnacek weitergegeben und im März 2021 vor dem Ibiza-Untersuchungsausschuss falsch ausgesagt zu haben. Die Richterin stützte sich auf Indizien: Nur ein kleiner Personenkreis hatte Zugang, und Pilnaceks Handy erhielt die Datei zeitnah zum Erstellungszeitpunkt. Besonders belastend war der erwähnte Chatverkehr zwischen Pilnacek und der Kurier-Journalistin, aus dem hervorging, dass Pilnacek um Geheimhaltung bat, „weil dann klar sei, wer geleakt hat“. Pilnacek selbst war in dieser Causa bereits rechtskräftig freigesprochen worden und verweigerte im Fuchs-Prozess die Aussage. Mit der Verurteilung Fuchs’ zeigte sich, dass die Kooperation zwischen Pilnacek und Fuchs in Sachen Informationsweitergabe gerichtsfest nachgewiesen werden konnte. (Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, Fuchs ging in Berufung).

      
        (Bis zum Tod Pilnaceks im Oktober 2023 waren keine weiteren strafrechtlichen Verurteilungen gegen ihn erfolgt. Interne Disziplinarverfahren endeten 2023 mit einer Geldbuße, während zwei Anklagepunkte fallen gelassen wurden. Die Aufarbeitung seines Falls hält aber weiter an).
      

      
        
          
          
          
          
        
        
          
            	
              

              Wichtige Ereignisse (tabellarische Übersicht)

            
          

          
            	
              
                Datum
              

            
            	
              
                Beteiligte 
Akteure
              

            
            	
              
                Ereignis/Handlung
              

            
            	
              
                Rechtliche 
Relevanz
(Verdacht)
              

            
          

          
            	
              
                15.05.
2017
              

            
            	
              Harald Neumann 
(Novomatic), 
G. Blümel, 
S. Kurz, 
Th. Schmid

            
            	
              Neumann 
signalisiert 
via Blümel 
Bereitschaft 
zur Großspende 
an ÖVP 
für Kurz’ Aufstieg. 
Kurz, Blümel 
und Schmid 
beraten weiteres 
Vorgehen.

            
            	
              Anfangsverdacht 
Bestechung
(§ 307 StGB): Spendenangebot 
als 
Gegenleistung 
für politische 
Vorteile.

            
          

          
            	
              
                12.08.
2019
              

            
            	
              WKStA, 
J. Fuchs, 
H. Löger, 
Th. Schmid, S. Kurz

            
            	
              Geplante WKStA-
Hausdurchsuchung 
bei Neumann 
(CASAG) 
wird vorab verraten; 
Löger und Schmid 
erhalten Warnungen. 
Kurz telefoniert mit 
Löger zeitgleich zur 
geheimen 
Infoübermittlung.

            
            	
              Verletzung 
des Amts-
geheimnisses
(§ 310 StGB): Geheimhaltungs-
pflicht verletzt. 
Verdacht richtet 
sich gegen 
interne 
Justizquelle
(Fuchs).

            
          

          
            	
              
                20.05.
2019
              

            
            	
              Ch. Pilnacek, 
C.-W. Niedrist, 
Bundespräs. VdB

            
            	
              Pilnacek lässt 
über Kabinettschef 
Niedrist eine 
Präsidenten-Info 
ergänzen, um das 
geplante Vorgehen 
der OStA Linz in 
einem für ihn 
wichtigen Fall zu beeinflussen.

            
            	
              Amtsmissbrauch
(§ 302 StGB) 
im Raum: 
Versuch 
politischer 
Einflussnahme 
auf 
Verfahren
(Anscheins-
befangenheit 
Pilnaceks).

            
          

          
            	
              

              
                Jan. 
2020
              

            
            	
              Ch. Pilnacek, 
J. Fuchs, 
Th. Schmid, Beschuldigten-
vertreter

            
            	
              Pilnacek trifft 
sich inoffiziell 
mit CASAG-
Beschuldigten
(u. a. Schmid) 
und Anwälten, 
ohne WKStA-
Beteiligung. 
Pilnacek schreibt 
in Chat: 
„Wer vorbereitet 
Gernot?“ [sic] 
(Blümel) – Hinweis, 
dass er den 
Finanzminister auf 
WKStA-Ermittlungen 
vorbereiten will.

            
            	
              Möglicher 
Missbrauch 
der Amtsgewalt 
(§ 302 StGB): 
Überschreitung 
der Befugnisse 
zugunsten 
Beschuldigter 
(informelle 
Beratung 
eines 
Beschuldigten). 
Kein offizielles 
Verfahren, 
aber 
disziplinarisch 
relevant.

            
          

          
            	
              
                24.07.
2020
              

            
            	
              Ch. Pilnacek, 
OStA Wien
(Fuchs), WKStA

            
            	
              Medien berichten 
über 
„Shredder-Akt“ 
(Ibiza-Daten). 
Fuchs erlässt Weisungen gegenüber WKStA; 
Pilnacek wirft WKStA öffentlich Fehler vor. Konflikt zwischen 
Pilnacek/Fuchs und WKStA eskaliert als „Justizkrieg“ 
(KURIER-Artikel 
Lindorfer).

            
            	
              Politische 
Einflussnahme: 
Versuch der 
OStA/
Ministerialebene, 
die narrative 
Kontrolle über 
WKStA-
Ermittlungen zu 
behalten. 
Anfangsverdacht 
auf koordinierte 
Steuerung 
der Justiz 
zum Schutz 
politischer 
Interessen.

            
          

          
            	
              

              
                09.02.
2021
              

            
            	
              J. Fuchs, 
I.M. Vrabl Sanda 
(WKStA)

            
            	
              Fuchs erfragt telefonisch 
bei WKStA, 
ob Finanzminister 
Blümel beschuldigt ist. WKStA bestätigt und informiert ihn dabei auch über geplante Durchsuchung bei Blümel. Gleichzeitig berichten Medien schon über Blümels drohende Hausdurchsuchung.

            
            	
              Geheimnisverrats-
Verdacht: 
Fuchs könnte 
die interne 
Information 
an Dritte 
weitergegeben 
haben 
(mögliche 
undichte Stelle, 
die Medien-
informierung 
verursachte).

            
          

          
            	
              
                11.02.
2021
              

            
            	
              WKStA, BAK, 
Gernot Blümel, 
Ch. Pilnacek

            
            	
              Vorverlegte Hausdurchsuchung bei Blümel wegen Leaks. 
Pilnaceks Handy wird beschlagnahmt; 
Fotos geheimer CASAG-Akten 
(inkl. geplanter 
Blümel-Durchsuchung) werden darauf entdeckt. 
Zudem Chat 
mit Fuchs 
(OLG-Entscheidung vom 19.2.) und Chat 
mit Journalistin Metzger festgestellt.

            
            	
              Verrat von 
Amts-
geheimnissen 
(§ 310 StGB) 
durch 
Fuchs/Pilnacek: 
Weitergabe eines 
WKStA-
Verschlussakts 
an Unbefugte 
(Pilnacek, 
evtl. via Niedrist 
ans BMF). 
Möglicher 
Amtsmissbrauch 
durch 
Einmischung in 
laufendes 
Verfahren.

            
          

          
            	
              

              
                Feb. 
2021
              

            
            	
              BMJ (Zadić), 
Ch. Pilnacek, 
Disziplinar-
kommission

            
            	
              Pilnacek wird wegen Verdachts des 
Geheimnisverrats 
vorsorglich 
suspendiert. 
Er bestreitet alle Vorwürfe. 
Eine Disziplinar-
kommission 
hebt die Suspendierung 
kurz auf, doch die Ministerin verfügt Weiterlaufen; 
im Juni bestätigt das BVwG die Suspendierung.

            
            	
              Disziplinar-
rechtliche 
Maßnahme: 
Vorsorgliche 
Suspendierung 
bei schwerem 
Verdacht.
(Strafrechtlich 
Ermittlungs-
verfahren 
Innsbruck 
wegen 
§ 310 StGB).

            
          

          
            	
              
                24.02.
2021
              

            
            	
              Ida Metzger 
(Kurier), Ch. Pilnacek

            
            	
              Kurier-Artikel 
Metzger berichtet detailliert über 
Daten-Sicherstellung 
im BMF (23.2.) 
und zitiert aus 
einer Sicherstellungs-
anordnung. 
Zuvor hatte 
Metzger Pilnacek 
per Chat gefragt, 
„wie man Anordnung 
zur Sicherstellung 
dem …“
(Kontext: warum 
Pilnacek diese erhielt). Pilnacek gab offenbar als „Justiz-Insider“ Hintergrundinfos, 
u. a. dass Ermittler 
auch im 
Finanzministerium 
waren.

            
            	
              Geheimnisverrat/
Indiskretion: 
Weitergabe 
interner Infos 
an Medien. 
Medienstrategie: 
Pilnacek platziert 
Narrative
(„WKStA 
überschreitet 
Befugnisse?“) 
über ihm 
genehme 
Journalisten.

            
          

          
            	
              

              
                15.01.
2021
              

            
            	
              StA Wien, WKStA, 
A. Thalhammer
(Die Presse)

            
            	
              Die StA Wien 
legt mangels Anfangsverdachts 
eine von der 
WKStA 
vorbereitete 
Anzeige gegen 
Presse-Journalistin
(Thalhammer) zurück.
(Diese Anzeige 
bezog sich 
auf einen kritischen Artikel von 
Thalhammer 
zur WKStA und 
wurde nie verschickt.)

            
            	
              – Hinweis:
Genau diesen 
vertraulichen 
Entwurf hatte 
Fuchs im 
Dez. 2020 an 
Pilnacek geleitet.
Der Vorfall 
wurde zum 
Gegenstand des Amtsgeheimnis-
Prozesses 2022.

            
          

          
            	
              
                10.08.
2022
              

            
            	
              LG Innsbruck, 
J. Fuchs, 
Ch. Pilnacek, Richterin 
Steffan

            
            	
              Urteil im 
Prozess gegen Fuchs: 
Schuldig der Verletzung 
des Amtsgeheimnisses 
(Weitergabe der 
Journalisten-Anzeige an Pilnacek) und 
der falschen 
Zeugenaussage 
im UA. 
Geldstrafe € 72.000,- 
verhängt (nicht rechtskräftig). 
Pilnacek wird als Mitwisser genannt, 
blieb aber straffrei 
(in dieser Sache 
bereits 
freigesprochen).

            
            	
              Schuldspruch 
wegen 
§ 310 StGB
(Geheimnis-
verrat) und 
§ 288 StGB
(falsche 
Beweisaussage 
vor 
parlament-
arischem UA). 
Gericht sah enge 
Absprache 
Pilnacek–Fuchs 
als erwiesen an 
(Indiz: Chat mit 
Kurier-
Journalistin).

            
          

        
      

      

      
        (Tabelle: Auswahl zentraler Ereignisse aus dem „Pilnacek-Komplex“ mit Bezug zur Justizaffäre rund um CASAG/Ibiza.)
      

      

      Thematische Analyse der Vorwürfe und Einflussbereiche

      Amtsmissbrauch (§ 302 StGB)

      Der Verdacht des Amtsmissbrauchs richtet sich vor allem gegen Christian Pilnacek selbst. Amtsmissbrauch begeht ein Amtsträger, der seine Befugnis vorsätzlich missbraucht, um jemandem Vor- oder Nachteile zuzufügen. Im Pilnacek-Komplex stehen mehrere Handlungen im Raum, die in diese Kategorie fallen könnten:

      Informelle Einflussnahme auf Verfahren: Pilnacek intervenierte 2019 in laufende Verfahren, etwa indem er nach dem Ibiza-Video den Bundespräsidenten vorab über Entscheidungen der OStA Linz informieren ließ. Auch sein Ersuchen an WKStA-Leiterin Vrabl-Sanda im Mai 2019, eine Entscheidung zu ändern bzw. zu verzögern, deutet auf pflichtwidrige Einflussnahme hin. Solche Interventionen könnten als Amtsmissbrauch gewertet werden, da sie die gebotene Unabhängigkeit der Strafverfolgung untergraben.

      Treffen mit Beschuldigten und Beratung politischer Freunde

      2020 traf Pilnacek inoffiziell Beschuldigte der CASAG-Affäre (z. B. Thomas Schmid) und soll Hinweise gegeben haben, wie sie aussagen oder vorgehen sollten. Besonders deutlich wird dies im Fall Gernot Blümel: Ein auf Pilnaceks Handy sichergestellter Chat enthielt die Frage „Wer vorbereitet Gernot?“, was darauf hinweist, dass Pilnacek die Vorbereitung Blümels auf eine Einvernahme koordinieren wollte. Die Beratung eines Beschuldigten (hier eines amtierenden Ministers) durch einen Justiz-Sektionschef ist höchst ungewöhnlich und könnte als pflichtwidriges Amtsgeschäft zum Vorteil des Beschuldigten interpretiert werden – ein möglicher Amtsmissbrauch.

      

      Behinderung der WKStA

      Pilnacek wurden überdies Versuche vorgeworfen, die WKStA gezielt zu behindern. So gab es 2022 Hinweise, dass Pilnacek und Gleichgesinnte erwogen, die E-Mails der WKStA zu überwachen. Dies wäre ein klarer Amtsmissbrauch, da unzulässige Kontrolle einer eigentlich weisungsfreien Staatsanwaltschaft. (Tatsächlich kam es wohl nicht zur Umsetzung; dennoch unterstreicht der Plan die Absicht, die Korruptionsjäger zu steuern.)

      Nicht in allen Fällen führten diese Verdachtsmomente zu formellen Anklagen gegen Pilnacek. Ein Ermittlungsverfahren wegen Amtsmissbrauchs im Kontext der Eurofighter-Ermittlungen (Pilnacek soll 2019 kritisch in die Anklageerhebung eingegriffen haben) wurde mangels Nachweis eingestellt. Dennoch zeichnen die Fakten das Bild eines Sektionschefs, der seine Amtsgewalt mindestens am Rande des Erlaubten einsetzte, um politisch erwünschte Ergebnisse zu erzielen – was dem Tatbild des § 302 StGB sehr nahekommt.

      Verletzung des Amtsgeheimnisses (§ 310 StGB)

      Der zentrale strafrechtliche Vorwurf in Pilnaceks Netzwerk ist die Verletzung des Amtsgeheimnisses – also das unbefugte Weitergeben vertraulicher Informationen. Hier stehen besonders Johann Fuchs und Pilnacek im Fokus:

      Leaken geplanter Hausdurchsuchungen: Größtes Aufsehen erregte der Verrat der bevorstehenden Hausdurchsuchung bei Finanzminister Blümel im Februar 2021. Die WKStA hielt diese Durchsuchung bis zuletzt geheim, doch Medien erfuhren vorher davon. Es verdichtete sich der Verdacht, dass Fuchs als OStA-Leiter die Info an Pilnacek weitergegeben hatte und diese eventuell über Pilnaceks Verbindungen bis ins Finanzministerium durchsickerte. Der Fund des WKStA-Informationsberichts auf Pilnaceks Handy bestätigte das Leck. Dass ein Höchstbeamter einen Verschlussakt (Durchsuchungsanordnung) in Händen hielt, ohne dienstliche Notwendigkeit, war essenzieller Beweis für den Geheimnisverrat.

      Weitergabe von Ermittlungsakten an Unbefugte

      Schon 2019 wurde vermutet, dass Pilnacek und Fuchs Verschlussinfos aus dem CASAG-Verfahren an Betroffene weitergaben. So war die Razzia bei Neumann augenscheinlich verraten worden. Fuchs hatte zwar formal alle Weisungen der Geheimhaltung befolgen sollen, doch die Synchronität von OStA-Infos und den Warnungen an Beschuldigte legte einen Amtsgeheimnisverrat nahe. Ebenso brisant: Fuchs gab im Dezember 2020 Aktenmaterial über eine geplante Anzeige der WKStA gegen eine Journalistin an Pilnacek. Pilnacek teilte dieses Wissen wiederum ausgewählten Medienleuten mit (siehe unten). Diese Kette – interner Akt → Pilnacek → Presse – ist klassischer Amtsgeheimnisverrat.

      Chats und Indizien

      Im Prozess gegen Fuchs 2022 wurden viele Indizien für diese Geheimnisweitergaben herangezogen: Etwa Pilnaceks Chat mit der Kurier-Journalistin Ida Metzger, wo er sie bat, über die Journalisten-Anzeige nicht zu berichten, da sonst klar sei, „wer geleakt hat“. Hier spricht Pilnacek praktisch offen über leaken – ein deutliches Eingeständnis, dass geheime Infos unautorisiert flossen. Auch der Chat vom 25.2.2021, in dem Fuchs Pilnacek eine Gerichtsentscheidung weiterleitete, zeigt die Selbstverständlichkeit, mit der beide sensible Dokumente austauschten.

      Juristisch endeten die Amtsgeheimnis-Verfahren unterschiedlich: Pilnacek wurde vom Strafgericht vom Vorwurf des § 310 StGB freigesprochen, da man ihm keine vorsätzliche Weitergabe nachweisen konnte (sein Besitz der Dateien reichte nicht für eine Verurteilung). Fuchs wurde hingegen vorerst schuldig erkannt, weil die Indizienkette und die Unglaubwürdigkeit seiner Aussagen (er „konnte sich nicht erinnern“) für das Gericht erdrückend waren. Unabhängig davon ist dokumentiert, dass in Pilnaceks Netzwerk dienstliche Geheimnisse systematisch nach außen getragen wurden – zugunsten politischer Verbündeter oder zur eigenen Absicherung.

      Politische Einflussnahme und Steuerung der Justiz

      Ein zentrales Thema ist die politische Einflussnahme auf die Justiz und eine informelle Steuerung heikler Verfahren. Christian Pilnacek galt als zentrale Figur, die diese Einflussnahme verkörperte. Verbindungsmann zur ÖVP: Pilnacek pflegte enge Kontakte zur politischen Spitze der ÖVP und agierte faktisch als deren Berater in Rechtsfragen. Intern wurde er sogar als „verlängerter Arm“ des Justizministers bezeichnet – in den Jahren 2018/19 war dies ÖVP-Minister Moser, später (2020) saß mit Alma Zadić zwar eine Grüne an der Spitze, doch Pilnacek hielt weiter Kontakt zur ÖVP-Führungsriege. Ein bekannt gewordenes Chat-Zitat „Wer vorbereitet Gernot?“ belegt, dass Pilnacek es als seine Aufgabe ansah, den ÖVP-Finanzminister vor unangenehmen Überraschungen durch die WKStA zu bewahren. Auch nach seiner Entmachtung half er hinter den Kulissen: 2021/22 formulierte er für ÖVP-Abgeordnete parlamentarische Anfragen, um Druck auf Justizministerin Zadić auszuüben.

      Einfluss auf Ermittlungsentscheidungen

      Pilnacek und Gleichgesinnte versuchten, Ermittlungsmaßnahmen zu verzögern oder abzuwenden, wenn hohe ÖVP-Politiker betroffen waren. So soll bereits 2019 bei den Eurofighter-Ermittlungen Pilnacek interveniert haben, um eine Anklage gegen einen ÖVP-nahen Beschuldigten zu verhindern – was den Vorwurf der Parteilichkeit nach sich zog (die WKStA erstattete Anzeige, die jedoch eingestellt wurde). In der CASAG-Causa fiel auf, dass Beschuldigtenstatus und Razzien oft prompt im ÖVP-Umfeld bekannt wurden, was Gegenmaßnahmen ermöglichte. Beispielsweise wurde Blümel offenbar intern gewarnt, da er kurz vor der Hausdurchsuchung noch Daten löschte (der berüchtigte Satz „Hab keinen Laptop“ im U-Ausschuss kam von ihm; tatsächlich hatte er Datenträger bereinigt). Diese Frühwarnsysteme deuten auf gesteuerte Schutzmechanismen hin.

      Instrumentalisierung der Weisungskette

      In Österreichs Justiz gibt es das Weisungsrecht der Politik an die Staatsanwaltschaften. Pilnacek war als Sektionschef derjenige, der im Ministerium Weisungen vorbereitete und die Fachaufsicht führte. Kritiker warfen ihm vor, dieses Instrument zu nutzen, um Verfahren zu dämpfen, die der ÖVP gefährlich werden konnten, während andere Verfahren forciert wurden. 2020 etwa, als die WKStA im „Ibiza-Komplex“ sehr aktiv war, sollen Pilnacek/Fuchs versucht haben, über Formalia (z. B. über Zuständigkeitsstreitigkeiten, Aktenanforderungen) der WKStA Steine in den Weg zu legen. Ein internes Papier („Weisungsbrief“) aus Juli 2020 zeigt, dass die OStA Wien (Fuchs) auf Medienberichte über WKStA-Vorgänge sofort reagierte und Rechtfertigungen verlangte – ein ungewöhnlich hoher Grad an Kontrolle, der aus Sicht der WKStA einem Misstrauensvotum gleichkam. In Summe zeichnete sich ein Muster ab:

      Heikle Korruptionsverfahren mit politischen Implikationen wurden vom Pilnacek-Netzwerk beobachtet, Informationen herausgezogen und gegebenenfalls Gegenmaßnahmen eingeleitet. Diese politische Einflussnahme untergräbt die unabhängige Strafjustiz und war Auslöser eines institutionellen Konflikts („Justizkrieg“) zwischen WKStA und Teilen der Oberstaatsanwaltschaft/Ministerium. Die thematische Betrachtung zeigt, dass es Pilnaceks Netzwerk weniger um persönliche Bereicherung ging als um den Schutz politischer Verbündeter und der eigenen Machtposition.

      Kontakte zur Glücksspielbranche (Novomatic/Casinos Austria)

      Ein auffälliger Aspekt ist die Verflechtung des Pilnacek-Netzwerks mit der Glücksspielindustrie, insbesondere Novomatic und der teilstaatlichen Casinos Austria (CASAG). Dieser Bereich war von Anbeginn Kern der CASAG-Ermittlungen und betrifft den mutmaßlichen „Deal“: FPÖ-Politiker verschaffen Novomatic Vorteile (Glücksspiellizenzen, Posten), dafür erhält die FPÖ und indirekt auch die ÖVP Spenden oder Gefälligkeiten.

      Pilnacek selbst war kein Spieler in diesen Firmen, doch sein Handeln betraf sie maßgeblich

      Leaken von Ermittlungsschritten zugunsten Novomatic: Die Hausdurchsuchung bei Novomatic-CEO Harald Neumann (August 2019) wurde vorab verraten, wodurch Neumann Zeit hatte, sich vorzubereiten oder Beweise zu sichern/entfernen. Auch spätere Razzien bei Novomatic (etwa am Sitz der NOVOMATIC AG) wurden offenbar verzögert oder angepasst, weil Interna durchsickerten. So musste die Durchsuchung der Novomatic-Zentrale Anfang 2021 (zusammen mit Blümel) plötzlich vorgezogen werden – was ebenso den normalen Ablauf veränderte.

      Beziehungen über Anwälte

      Pilnacek stand mit gewissen Strafverteidigern aus dem Glücksspiel-Sektor in Austausch. Dr. Leo Specht oder Dr. Dieter Böhmdorfer (beide teils für Novomatic tätig) werden in den Akten erwähnt (z. B. Kontakte in anderer Causa). Besonders Dr. Walter Rothensteiner (Casinos-Aufsichtsratschef) kannte Pilnacek aus diversen Runden. Es existieren Hinweise, dass Pilnacek informell über Verteidigerkanäle auf dem Laufenden blieb – so wurde etwa eine Behördennote an Dr. Wess (Neumanns Anwalt) auf Pilnaceks Handy gefunden. Dies legt nahe, dass Verteidiger bestimmte Schriftstücke an Pilnacek weiterleiteten. Zwar mag dies teils dienstlich erklärbar gewesen sein (z. B. Pilnacek in der Rolle des Weisungsrats), doch der Umfang der privaten Handybilder sprengt den üblichen Informationsfluss.

      Postenbesetzungen und Novomatic-Deal

      Die CASAG-Affäre drehte sich um die Bestellung von Peter Sidlo (FPÖ) zum Finanzvorstand der Casinos Austria AG, angeblich als Gegenleistung für FPÖ-Förderungen zugunsten Novomatic (z. B. Aussicht auf Glücksspiellizenzen online). Pilnacek tauchte in diesen Absprachen nicht sichtbar auf. Allerdings war das Justizministerium involviert, sobald das Verfahren lief. Pilnacek hatte hier die Gelegenheit – falls gewollt – auf die Ermittlungen Einfluss zu nehmen (siehe oben). Für Novomatic war es entscheidend, Informationen zu Ermittlungsfortschritten zu haben; Pilnacek/Fuchs lieferten dies offenbar. Damit konnte sich das Glücksspielunternehmen strategisch wappnen. Dass Novomatic-Chef Neumann enge Kontakte bis zur ÖVP-Spitze pflegte (Kurz, Blümel), ergänzte das Bild eines politisch-industriellen Netzwerks, in dem Pilnacek als „Justiz-Knotenpunkt“ fungierte.

      Zitate und Aussagen

      Aufschlussreich ist ein Treffen im Januar 2019 in London zwischen FPÖ-Staatssekretär Hubert Fuchs (nicht verwandt mit Johann Fuchs) und Novomatic-Gründer Johann Graf, wo konkrete Absprachen zum besagten Deal getroffen wurden. Solche Treffen liegen zwar außerhalb von Pilnaceks Einfluss, zeigten aber, wie politisch brisant das Ermittlungsfeld „Glücksspiel“ war. Pilnacek soll gegenüber Mitarbeitern einmal geäußert haben, dass die „Casino-Akten heikel, aber beherrschbar“ seien – was impliziert, dass er versuchte, Herr der Lage zu bleiben.

      Zusammengefasst hatte Christian Pilnacek kein offizielles Mandat in der Glücksspielbranche, doch durch Lecks und informelle Infos unterstützte sein Netzwerk mutmaßlich die Beteiligten (Novomatic, FPÖ/ÖVP-Politiker) in diesen Causen. Damit trug er dazu bei, dass strafrechtliche Risiken der Glücksspielakteure minimiert oder zumindest kalkulierbar wurden – ein gravierendes Problem für die Integrität der Justiz.

      Medieneinfluss und selektive Informationsweitergabe

      

      Ein
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